
1169 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates xv. GP 

Bericht und Antrag 
- I 

des Verkehrsausschusses 

betreffend den Entwurf eines Bundesgesetzes, 
mit dem das Kraftfahrgesetz 1967 geändert 

wird (6. Kraftfahrgesetz-Novelle) 

Die Abgeordneten Ing. Hob I und Dipl.-Kfm. 
Gor ton haben im Zuge der Beratungen über die 
Regierungsvorlage 1093 der Beilagen (6. Kraftfahr­
gesetz-Novelle) in der Sitzung des Verkehrsaus­
schusses am 24. Juni 1982 einen Antrag gemäß § 27 
Abs. 1 des Geschäftsordnungsgesetzes betreffend 
den Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das 
Kraftfahrgesetz 1967 geändert wird (6. Kraftfahr­
gesetz-Novelle), eingebracht, der vom Ausschuß in 
der dem Bericht angeschlossenen Fassung teils ein­
stimmig, teils mit Mehrheit angenommen wurde. 

Neben bloßen formellen Änderungen (Berück­
sichtigung der neuen Terminologie, Berichtigung 
von Schreib- und Zitierungsfehlern usw.) soll dieser 
Gesetzentwurf Regelungen bezüglich der Kraft­
stoffbeimengungen sowie der Wechsel- und Über­
stellungskennzeichen treffen. Die jüngst~ Judikatur 
der Hö,chstgerichte macht weiters eine Neurege­
lung der Bestimmungen über die Kraftfahrzeug­
Haftpflichtversicherung sowie die Befristung von 
Lenkerberechtigungen, ferner des Mindestalters 
zum Lenken von Motorfahrrädern erforderlich. Bei 
dem vom Ausschuß beschlossenen Entwurf handelt 
es sich im wesentlichen um eine Reihe aus der 
Regierungsvorlage 1093 der Beilagen vorgezogener 
Bestimmungen (Z 1, 2, 5, 6, 20, 21,33, 40, 43, 46, 
49,50,51,55,57,59,62,63,69,71,72,74,76; 78, 
82, 83, 84, 86, 88, 89, 94, 101, 110, 111, 112, 113, 
114, 115, 115 a, 116, 117, 119, 122, 123, 133, 134, 

Wanda Brunner -

Berichterstatter 

136, 139., 145, 146, 151, 155, 156, i57, 158, 163, 
165, 167, 168, 170, 171, 177, 178, 183, 185, 188, 
194, ~96, 199, 214, 215, 261, 262, 269, 273, 274, 
276,277; 278, 279, Art. 11, III und IV). 

Zu § 59 a traf der Ausschuß folgende Feststel­
lung: Unter "Fahrzeug" ist jeweils das Fahrzeug 
bzw. das Kennzeichen zu verstehen, für welches 
gemäß § 59 Abs. 1 eine Kraftfahrzeug-Haftpflicht­
versiche7ng besteh~n muß. 

Zu § 67 Abs. 1 erster Satz wird festgestellt: Bis­
her war es, gestützt auf § 3 lit. c A VG 1950 mög­
lich, auch Personen ohne ordentlichen W ohrtsitz im 
Inland (Gastarbeitern, Flüchtlingen, Studenten 
usw.) eihe Lenkerberechtigung zu erteilen. Der 
Verwaltungsgerichtshof hat jedoch in seinem 
Erkennuiisvom 30. Oktober 1981, Zl. 0212358/80, 
aus der :formulierung des § 67 Abs. 1 zweiter Satz 
geschlossen, daß dies nicht zulässig ist. Daher wäre 
in einer positiven Norm, welche dem § 40 Abs. 1 
erster Satz nachgebildet ist, die Weiterführung der 
bisherigen Praxis. sicherzustellen. Der zweite Satz 

. des Abs. 1 braucht bezüglich der Delegierung nicht 
angepaßt zu werden, da die Behörde am Beschäfti­
gungsort:ohnehin als Aufenthaltsbehörde zuständig 
ist. 

Zum Berichterstatter für das Haus wählte der 
Ausschuß die Abgeordnete Wanda B run n e r. 

, 
Der '.Verkehrs ausschuß stellt somit den 

A nt rag, der Nationalrat wolle dem an g e­
s chi 0 s sen enG e set zen t w u cf die verfas­
sungsmäßige Zustimmung erteilen. 

I 

Wien, 1982 06 24 

Prechtl 

Obmann 
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2 1169 der Beilagen 

das 
Bundesgesetz vom XXXXXX, mit dem 

Kraftfahrgesetz 1967 geändert wird 
(6. Kraftfahrgesetz-Noyelle) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Kraftfahrgesetz 1967, BGBI. Nr. 267, in der 
Fassung der (Bundesgesetze BGBl. Nr.285/1971, 
286/1974, 352/1976, 615/1977, 209/1979 und 
345/19.81 ~owie der Kundmachungen. BGBI. 
Nr. 240/1970 und 549/1981 wird wie folgt geän­
dert: 

1. Im § 2 hat. die Z 8 z~ lauten: 

,,8. Lastkraftwagen ein Kraftwagen (Z 3), der 
nach seiner Bauart und Ausrüstung ausschließlich 
oder vorwiegend zur Beförderung von Gütern oder 
zum Ziehen von Anhängern· auf für den Fahrzeug­
verkehr bestimmten Landflächen bestimmt ist; auch 
weim er in diesem Fall eine beschränkte Ladefläche 
aufweist, ausgenommen Sattelzugfahrzeuge ;" 

2. Im § 2 Z 17 treten an die. Stelle der Worte 
"Z 14 und 16" ~ie Worte"Z 14 oder 16". 

3.· Im § 3 Abs.2 entfällt das WOrt "Sattelzugfahr­
zeuge". ' 

4. Im § 4 hatd~r Abs.,2 b zu lauten: 

,,(2 b) Kraftfahrzeuge und Anhänger mit Moto­
ren mit Fremdzündung müssen so gebaut und aus­
gerüstet sein,daß zum Betrieb des Fahrzeuges und 
seiner Einrichtungen Kra(tstoffe verwendet werden 
können, die dem § 11 Abs. 3 entsprechen." 

5 .. Im § 11.Abs.'3wirdnach dem Wort "Bleiver­
bindungen" eingefügt "oder Benzol" ... 

6. Im § 11 wird am Ende als heuer Abs. 5 ange­
fügt: 

,,(5) Den. für den Betrieb von Kraftfahrzeugen 
und Anhängern und ihrer Einrichtungen feilgebote­
nen Kraftstoffen für MOtoren mit Fremdzündung 
können Stoffe beigemengt werden, die geeignet 
sind, Erdölderivate als Kraftstoff zu ersetzen. Im 
Falle einer solchen Beimengung sind durch Verord­
nung nach den Erfordernisssen der Verkehrs- und 
Betriebssicherheit und der Verineidung von Luft-

/.. 
verunremlgungen im Sinne des Abs. 3, nach den 
volkswirtschaftlichen Interessen, insbesondere der 
Versorgung mit Kraftstoffen, dem jeweiligen Stand 
der Technik und der Chemie entsprechend, die Art 
und die Menge der Ersatzstoffe festzusetzen." 

7. Im § 20 Abs. 1 lit. a entfällt das Wort "prakti­
sehen". 

8. Im § 24 Abs. 2 wird in der Einleitung und in 
der lit. a jeweils nach dem Wort "Lastkraftwagen" 
eingefügt "und Sattelzugfahrzeuge" . 

9. Im § 26 a Abs. 2 hat die lit. c zu lauten: 

"c) den höchsten zulässigen Gehalt an Bleiver­
bindungen und Benzol in Kraftstoffen (§ 11 
Abs. 3)," 

10. Im § 29 Abs. 2 tritt im zweiten und dritten ' 
Satz jeweils an die Stelle des Wortes "Bundesmini­
sterium" das Wort "Bundesminister'.'. 

11. Im § 30 Abs. 7 treten an die Stelle der Worte 
"vom Bundesministerium" die Worte "vom' Bun­
desminister. " 

12. Im § 31 Abs. 1 lit.d tritt an die Stelle des 
. Wortes "Bundesministerium'~ das Wort "Bundes­

minister. ~, 

13. Im § 31 Abs. 5 letzter Satz tritt an die St~lle 
des Wortts "Bundesministerium" das Wort "Bun­
desminister. " 

14. Im § 37 Abs. 2 lit. c treten an die Stelle der 
Worte "gemäß § 1 a Abs. 1lit. b Z 30 der Gewerbe­
ordnung" die Worte "gemäß § 103 Abs. 1 lit. c 
Z 22 GewO 1973". 

15. Im § 37 Abs.4 zweiter Satz treten an die 
SteIle der Worte "vor Ablauf dieses Jahres" die 
Worte "vor Ablauf d,ieser Frist". 

16. Im § 39 Abs.2 zweiter S'atz treten an die 
Stelle der Worte "Streu- und Schneeräumgeräie" 
die Worte "Streu- oder Schneeräumgeräte". 

17. Im § 40 Abs. 5 erster Satz tritt an die Stelle 
des Wortes "Buildesministerium" aas Wort "Bun­
desminister. " 

18. Im § 40 Abs. 6 erster Satz treteJ;l an die Stelle 
der Worte "die Interessenvertretung" die Worte 
"die gesetzliche Interessenvertretung" . 

1169 der Beilagen XV. GP - Bericht und Antrag NR (gescanntes Original)2 von 6

www.parlament.gv.at



1169 der Beilagen 3 

19. Im § 41 hat der Abs. 3 zu lauten: 

,,(3) Bei Anhängern sowie bei Kraftfahrzeugen, 
die zur gewerbsmäßigen Vermietung ohne Beistel­
lung eines Lenkers gemäß § 103 Abs. 1 lit. c Z 22 
GewO 1973 bestimmt sind, sind dem Zulassungsbe­
sitzer auf Antrag zwei gleichlautende Ausfertigun­
gen des Zulassungsscheines auszustellen; diese Aus­
stellung ist auf jeder Ausfertigung des Zulassungs­
scheines zu vermerken." 

. 20. Im § 41 Abs. 6 treten an die Stelle des Wortes 
"Bundesministerium" das Wort "Bundesminister" 
und an die Stelle des Wortes "dieses" das Wort 
"dieser" . 

21. Im § 41 Abs. 7 zweiter Satz tritt an die Stelle 
des Wortes "Kraftfahrzeuge" das Wort "Fahr­
zeuge". 

22. Im § 43 Abs. 1 vierter Satz treten an die Stelle 
der Worte "gemäß § 1 a Abs. 1 lit. b. Z 30 der 
Gewerbeordnung" die Worte "gemäß§ 103 Abs. 1 
lit. c Z 22 GewO 1973". 

23. Im § 43 Abs. 4lit. d haben die Worte "und 4" 
zu entfallen. 

24. Im § 44 Abs.2 lit. f treten an die Stelle der 
Worte "gemäß § 1 a Abs. Ilit. b Z 30 der Gewerbe­
ordnung" die Worte "gemäß § 103 Ab!>. 1 lit. c 
Z 22 GewO 1973". 

25. Im § 45 Abs. 8 erster Satz treten an die Stelle 
der Worte "Das Bundesministerium" die Worte 
"Der Bundesminister". . 

26. Im § 46 Abs. 2 tritt an die Stelle des letzten 
Satzes: 

"Die Bewilligung ist für die beantragte Dauer, 
höchstens jedoch für drei Wochen zu erteilen. Die 
§§ 43 und 44 gehen sinngemäß." 

27. Im § 46 Abs. 6 erster Satz treten an die Stelle 
der Worte "Das Bundesministerium" die Worte 
"Der Bundesminister". 

28. Im § 47 Abs. 3 treten im ersten Satz an die 
Stelle der Worte "Das Bundesministerium" das 
Wort "Der Bundesminister" und im zweiten Satz 
an die Stelle des Wortes "Es" das Wort "Er". 

29. Im § 48 Abs.l wird am Ende der Punkt. 
durch einen Beistrich ersetzt und angefügt: 

"c) die für Fahrten der Missionschefs ausländi­
scher diplomatischer Vertretungsbehörden 
bestimmt. sind." 

30. Im § 48 Abs. 2 tritt an die Stelle des ersten 
und zweiten Satzes: 

"Bei der Zulassung von je zwei oder drei Fahr­
zeugen desselben Antragstellers ist auf Antrag für 
diese Fahrzeuge ein einziges Kennzeichen,· ein 
Wechselkennzeichen, zuzuweisen, sofern die Fahr­
zeuge in dieselbe der im § 3 Abs. 1 Z 1, 2 oder 4 
angeführten Obergruppen fallen." 

! 
31. Im § 55 Abs. 1 hat die lit. i zu lauten: 

. "i) 
i 

Sonderkraftfahrzeuge, ausgenommen Ein-
achszugmaschinen, die mit einem anderen 
Fihrzeug oder Gerät so verbunden sind, daß 
si~ mit diesem ein einziges Kraftfahrzeug bil-
den;" . ' 

32. Im § 57 a Abs. 1 erster Sat~ treten· an die 
Stelle der Worte "lit. abis d" die Worte "lit. abis 
g". I 

33. IIl'I §58 Abs. 3 tritt an die Stelle der Worte 
"verursacht haben" das Wort "verursachen". 

, 

34. Im § 59 Abs.2 dritter Satz wird das Wort 
"festgesetzten" ersetzt durch "dem. nach § 60 
Abs. 2 festgesetzten Tarif zugrunde liegenden". 

I . 

35. Irti § 59 Abs. 3 erster Satz wird vor dem letz­
ten Wort ein Beistrich gesetzt und eingefügt: 

"hinsichtlich Vermögensschäden, die nicht· Perso­
nen~ oder Sachschäden sind, mindestens ein Zehn­
tel des im § 15 Abs. 1 Z 2 EKHGangeführten 
Kapitalsßetrages". . 

36. Imi§ 59 Abs. 3 hat der zweite Satz zu lauten: 

"Für Omnibus anhänger muß die Versicherungs­
summe für die Tötung öder Verletzung mehrerer 
Menschen mindestens' dem Zweifachen der Haf­
tungshöchstbeträge gemäß § 15 Abs. 3 Z 1 EKHG 
entsprechen; wenn der Omnibusanhänger Plätze 
für mehr als 10 Personen aufweist, erhöhen sich 
diese Beträge für je angefangene fünf Plätze um 
das Dreifache der Haftungshöchstb~träge gemäß 
§ 15 Abs~ 1 Z 2 EKHG." 

. . - \ 

37. N:1-ch dem§ 59 wird als neuer § 59 a einge-
fügt: : 

,,§59~.Gegenstandu.nd Umfang der 
Versicherung 

(1) Oie Versicherung. muß die Befriedigung 
begründ~ter und die Ab~ehr unbegründet~r 
Ersatzansprüche umfassen, die auf Grund gesetzh­
cher Ha~pfIichtbestimmungen gegen den Versiche­
rungsnehmer oder mitversicherte PerSonen (Abs. 3) 
erhoben ;werden, wenn durch die Verwendung des 
Fahrzeuges gemäß § 1 Abs. 1 Menschen verletzt 
oder getötet werden, Sachen beschädigt oder zer­
stört werden oder abhanden kommen oder ein Ver­
mögenssthaden verursacht wird. 

I 

(2) Die Versicherung umfaßt nicht 
1. Ers~tzansprüche, soweit sie auf Grund eines 

Vertrages oder besonderer Zusage über. den 
Um'fang der gesetzlichen Haftpflichthinaus-
gehen; . . 

2. Ersatzansprüche des Eigentümers, des Halters 
und - bei Vermietung .des Fahrzeuges ohne 
Bei~tellung eines Lenkers - des Mieters und 
der Personen, denen der Mieter das Fahrzeug 
übe!rläßt, gegen mitversicherte. Personen 
wegen Sach- oderVermögensschädenj 
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4 1169 der Beilagen 

3. Ersatzanspruche wegen Beschädigung, Zer­
störung oder Abhandenkommens des Fahr­
zeuges und von mit dem Fahrzeug beförder­
ten Sachen mit Ausnahme jener, die mit Wil­
len des Halters beförderte Personen üblicher­
weise an sich tragen oder, sofern die Fahrt 
überwiegend der Personenbeförderung dient, 
als Gegenstände des persönlichen Bedarfs mit 
sich führen; dies gilt nicht für das nicht 
gewerbsmäßige Abschleppen betriebsunfähi­
ger Fahrzeuge im Rahmen üblicher Hilfelei" 
stung; 

4. Ersatzanspruche, auf die das Atomhaftpflicht­
gesetz, BGBI. Nr. 117/1964, anzuwenden ist, 

(3) Mitversicherte Personen sind der Eigentü­
mer, der Halter und die Personen, die mit Willen 
des Halters bei der Verwendung des Fahrzeuges 
tätig sind, mit seinem Willen mit dem Fahrzeug 
befördert werden oder den Lenker einweisen. Hin­
sichtlich dieser Personen, sofern sie nicht Versiche­
rungsnehmer sind, ist die Versicherung für fremde 
Rechnung geschlossen. Die mitversicherten Perso­
nen können ihre Anspruche selbständig geltend 
machen. 

(4) Auf Vereinbarungen, die von Abs.l bis 3 
zum Nachteil des Versicherungsnehmers, mitver­
sicherter Personen oder geschädigter Dritter abwei­
chen, kann sich der Versicherer nicht berufen." 

38. Im § 60 Abs.2 erster Satz wird nach dem 
Wort "Tarif" eingefügt "samt den diesem 
zugrunde liegenden Versicherungssummen". 

39. Im § 60 Abs.2 dritter Satz entfallen die 
Worte "im § 59 Abs. 3 angeführten". 

40. Im § 60 Abs. 2 entfallen die Z 2 und 3. 

41. Im § 60 Abs. 2 Z 4 hat die lit. b zu lauten: . 

"b) die im § 36 lit. c, § 64 Abs. 1 und § 106 Abs. 3 
erster Satz und Abs. 4 angeführten Verpflich­
tungen, ferner die Verpflichtungen" deren 
Verletzung gemäß § 99 Abs. 1 StVO 1960 zu 
bestrafen ist (§ 6 Abs. 2 Versicherungsver­
tragsgesetz 1958);". 

42. Im § 62 haben die Abs. 2 bis 6 zu lauten: 

,,(2) Der Nachweis der im Abs. 1 angeführten 
Haftung ist beim Eintritt in das Bundesgebiet beim 
Zollamt oder sonst im Bundesgebiet auf Verlangen 
den Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes 
oder der Straßenaufsicht zu erbringen; § 61 Abs.5 
gilt sinngemäß. Wird beim Zollamt weder dieser 
Nachweis erbracht noch eine Versicherung nach 
Abs. 3 abgeschlossen, so ist die Einbringung des 
Fahrzeuges in das Bundesgebiet zu verhindern. 

(3) Für Kraftfahrzeuge und Anhänger mit aus­
ländischem Kennzeichen kann zur Gewährleistung 
der im Abs. 1 angeführten Haftung eine Versiche­
rung beim Zollamt abgeschlossen werden. Die Ver­
sicherung kann sich auf die Ersatzleistung an den 

Geschädigten auf Rechnung des Versicherungsneh­
mers beschränken (Schadenbehandlungsversiche­
rung). Die Beiträge für die Versicherung sind beim 
Zollamt zu leisten. Dieses hat die Beiträge in Emp­
fang zu nehmen und den Versicherungsschein aus­
zufolgen. Der Versicherungsschein gilt als Quit­
tung für die Leistung des Beitrages. 

(4) Der Bundesminister für Finanzen ist ermäch-· 
tigt, für den Betrieb von Versicherungen nach 
Abs.3 die Ausfallshaftung des Bundes .fUr höch­
stens 90 vH des. Verlustes unter der Voraussetzung 
zu . übernehmen, daß der Bund mit mindestens 
60 vH an einem Gewinn beteiligt wird. Verlust und 
Gewinn sind auf Grund des Geschäftsplans zu 
ermitteln. 

(5) Für Versicherungen, die sich ausschließlich 
auf Fahrzeuge mit ausländischem Kennzeichen 
erstrecken, sind durch Verordnung eigene Versi­
cherungsbedingungen oder ein eigener Tarif festzu­
setzen, soweit es die Eigenart dieser Versicherun­
gen erfordert. 

(6) Für Versicherungen, die sich ausschließlich 
auf Fahrzeuge mit ausländischem Kennzeichen 
erstrecken, sind durch Verordnung andere als die 
für Fahrzeuge mit inländischem Kennzeichen gel­
tenden Mindestversicherungssummen festzusetzen, 
soweit es die Eigenart dieser Versicherungen 
erfordert." 

43. Im § 65 Abs. 1 ZIerster Satz wird nach den 
Worten "BGBI. Nr. 222/1955," eingefügt "oder 
dem Wiener Übereinkommen über den Straßenver­
kehr, BGBI."Nr. 289/1982,". 

44. Im § 65 Abs. 2 wird nach dem Wort "entspre-
chenden" eingefügt "Befristungen,". . 

45. Im § 67 Abs. 1 wird vor dem ersten Satz ein­
gefügt: 

"Über einen Antrag auf Erteilung der Lenkerbe­
rechtigung hat die Behörde zu entscheiden, in 
deren örtlichem Wirkungsbereich der Antragsteller 
seinen ordentlichen Wohnsitz, bei Personen ohne 
ordentlichen Wohnsitz im Bundesgebiet seinen 
Aufenthalt hat." 

46. Im § 67 Abs. 4 zweiter Satz hat der letzte 
Halbsatz zu entfallen. 

47. Im § 67 wird nach dem Abs.4 als neuer 
Abs. 4 a eingefügt: 

,,(4 a) Personen, deren Lenkerberechtigungerlo­
sc,:hen ist und die die Erteilung einer Lenkerberech­
tigung für dieselbe Gruppe oder dieselben Gruppen 
beantragen, ist die Lenkerberechtigung ohne Ein­
holung eines Gutachtens über die fachliche Befähi­
gung' zu erteilen, wenn seit dem Erlöschen der Len­
kerberechtigung nicht mehr als 18 Monate verstri­
chen sind und angenommen werden kann, daß der 
Antragsteller die fachliche Befähigung Zum Lenken 
von Kraftfahrzeugen noch besitzt; § 68 Abs. 2 
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bleibt unberührt. Die zur Erlangung der Verlänge­
rung einer befristet erteilten Lenkerberechtigung 
gemäß § 69 Abs. 1 lit. b erforderlichen Schriften 
sind von Stempelgebühren befreit." 

48. Im § 69 Abs. 1 lit. b wird vor dem Wort ,,Auf­
lagen" eingefügt ;,Befristungen,". 

49. Im § 71 Abs. 1 zweiter Satz wird nach dem 
Wort "auch" eingefügt "Befristungen,". 

50. Im § 72 hat der Abs. 1 zu lauten: 

,,(1) Personen, die eine vom Bundesministerium 
für Auswärtige Angelegenheiten ausgestellte gültige 
Legitimationskarte für Mitglieder des Diplomati­
schen K01")?s in Wien, für Mitglieder des K.onsular­
korps in Osterreich, für Angestellte bei ausländi­
schen diplomatischen oder k.onsularischen Vertre­
tungsbehörden oder für Beamte internationaler 
Organisationen in Österreich besitzen, ist auf 
Antrag, unbeschadet des Abs. 2, auf Grund eines 
gültigen ausländischen Führerscheines eine öster­
reichische Lenkerberechtigu~g mit dem gleichen 
Berechtigungsumfang zu erteilen und der entspre­
chende Führerschein auszustellen, wenn bei ihnen 
keine Bedenken hinsichtlich der Verkehrszuverläs­
sigkeit (§ 66), der geistigen und körperlichen Eig- -
nung und der fachlichen Befähigung bestehen und 
wenn auf Grund der Vorschriften des Staates, der 
den Führerschein ausgestellt hat, bei der Erteilung 
einer Lenkerberechtigung auf Grund einer österrei­
chischen Lenkerberechtigung von der Feststellung 
dieser Voraussetzungen abzusehen ist." 

51. Im §.73 Abs. 1 treten an die Stelle der Worte 
"durch Auflagen" die Worte "durch Befristungen, 
Auflagen" . 

52. Im § 75 a lit. c wird nach dem Wort "nur" 
eingefügt: \ 

"für eine bestimmte Zeit oder nur". 

53. Im § 77 Abs. 1 erster Satz treten an die Stelle 
der W.orte "Das Bundesministerium" die Worte 
"Der Bundesminister." 

54. 1m § 77 Abs. 2 treten an die Stelle der W.orte 
"des Wehrgesetzes, BGBI. Nr.18111955, "die 
Worte "Wehrgesetz 1978, BGBI. Nr. ISO,". 

55. Im § 77 Abs. 3 erster Satz treten an die Stelle 
der Worte "das Bundesministerium" die Worte 
"der Bundesminister". 

56. Im § 77 Abs. 4 treten an die Stelle des Wortes 
"Bundesministerium" das Wort "Bundesminister" 
und an die Stelle des Wortes "es" das Wort "er" . 

57. Im § 81 hat der Abs. 1 zu lauten: 

,,(1) Dem Besitzer eines nationalen Führerschei­
nes ist auf Antrag ein internati.onaler Führerschein 
gemäß An. 41 Abs. 1 lit. c des Wiener Übereinkom­
mens über den Straßenverkehr, BGBI. 
Nr. 289/1982, An. 24 des Genfer Abkommens über 
den Straßenverkehr, BGBI. Nr. 22211955, oder 

An. 7 des Pariser 'Übereinkommens über den Ver­
kehr von Kraftfahrzeugen, BGBI. Nr.304/1930, 
mit dem I entsprechenden Berechtigungsumfang aus­
zustellen. " 

I 

58. Irrt § 82 Abs. 1 lit. a wird nach den Worten 
"BGBI. Nr. 22211955," eingefügt ".oder dem Wie­
ner Übereinkommen über den Straßenverkehr, 
BGBI. Nr. 289/1982,". 

59. Im § 82 Abs. 3 erster Satz wird nach den 
Worten' "Genfer 'Abk.ommen" eingefügt ".oder 
Wiener "Wbereink.ommen, BGBI. Nr. 289/1982,". 

60. Im,§ 82 hat der Abs. 7 zu lauten: 
,;(7) Das Einbringen' in das Bundesgebiet von 

Fahrzeugen mit ausländischem Kennzeichen, ,bei 
deren Verwendung im Inland die Verkehrssicher­
heit gefahrdet oder die im Abs. 5 erster Halbsatz 
angefüh~en Höchstgrenzen überschritten werden, 
ist, unbeschadet des Abs. 5 zweiter Halbsatz, zu 
verhindern. " 

i 
61. Im § 84 Abs. 1 wird nach den Worten "BGBI. 

Nr. 222/1955," eingefügt ".oder dem Wiener Über­
einkommen über den Straßenverkehr, BGBI. 
Nr.289/l982,'< 

62. Im\§ 84 Abs. 3 wird nach den Worten "Gen­
fer Abkommens" eingefügt "oder des Anhanges 7 
des Wieber Übereinkommens, BGBI. Nr.289/ 
1982," . 

63. Im § 86 hat der Abs. 3 zu lauten: 
,,(3) Den Behörden der Vertragsstaaten des Wie­

ner Übereinkommens über den Straßenverkehr, 
BGBI. Nt. 289/1982, des GenferAbk.ommens über 
den Stra~enverkehr, BGBI. Nr. 22211955, und des 
Pariser Übereinkommens über den Verkehr von 
Kraftfahrzeugen, BGBI. Nr.304/1930, sind auf 
Verlangen die notwendigen Auskünfte zur Ermitt­
lung von: Lenkern mit ausländischen nationalen 
.oder internati.onalen Führerscheinen zu geben, 
wenn sich diese Personen wegen Übertretungen 
v.on Verkehrsvorschriften strafbar gemacht haben." . , 

64. Im § 91 a Abs. 2 letzter Satz erster Halbsatz 
treten an aie Stelle der Worte "Werden v.orwiegend 
und ausschließlich" die Worte "Werden vorwie­
gend odei ausschließlich". 

65. Im § 99 Abs. 5 hat der letzte Satz zu lauten: 
"Unbesch,adet der Bestimmungen über die Ve~en­
dung von Fernlicht und von Nebelscheinwerfern ist 
bei einspurigen Krafträdern während des Fahrens 
stets Abblendlicht zu verwenden." 

I 

66. Im § 101 Abs. 1 treten in der Einleitung an 
die StelIe!der Worte ,,Abs. 2,3 und 5" die .Worte 
,,Abs. 2 uJd 5". 

I 

67. Im:§ 102 Abs. 1 dritter Satz hat der erste 
Halbsatz zu lauten: 
"Lenker von Lastkraftwagen und Sattelzugfahrzeu­
gen mit einem Eigengewicht von mehr als 3 500 kg 
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oder von Omnibussen haben dafür zu sorgen, daß 
der Wegstreckenmesser und der Fahrtschreiber auf 
Fahrten in Betrieb sind und daß im Fahrtschreiber 
ein geeignetes, ordnungsgemäß ausgefülltes Schau­
blatt eingelegt ist;f'. 

68. Iin § 102 Abs. 5 zweiter Satz tritt an die Stelle 
des Wortes "Dokumenten" das Wort "Doku-
mente". ' 

69. Im § 103 Abs, 2 erster Satz wird nach dem 
Wort "Lenkerberechtigung" ein Beistrich gesetzt 
und eingefügt: 

"bei Kraftfahrzeugen, für deren Lenken keine Len­
kerberechtigung vorgeschrieben ist, das erforderli­
che Mindestalter". 

70. Im § 103 Abs.4 erster S,atz wird nach dem 
Wort· "Lastkraftwagens" eingefügt "oder Sattel-
zugfahrzeuges" . ' 

71. Im § 107 Abs. 1 treten an die Stelle der Worte 
"Abs. 5 lit. a bisd" die Worte "Abs. 5 lit. abis f". 

72. Im § 107 Abs. 4 treten an die Stelle der Worte· 
"des Wehrgesetzes, BGBI. Nr.181/1955," die 
Worte "Wehrgesetz 1978, BGBI. Nr. 150,". 

73. Im § 130 Abs . .2 ZI haben die Z 7 bis 11 zu 
lauten:' -

,,7. Güterbeförderungsgewerbe, 
8. Personenbeförderungsgewerbe mit Perso­

nenkraftwagen, 
. 9. Autobusunternehmungen, 
10. Berufskraftfahrer des Güterbeförderungsge­

werlres, 
11. Berufskraftfahrer der PersoIienbeförde­

rungsgewerbe mit Personenkraftwagen,". 

74. Im § 131 Abs. 1 erster Satz entfallen die 
Worte "mit dem Sitz in Wien". 

75. Im § 134 Abs. 1 wird nach dem ersten Satz 
eingefügt: 

"Bei der Einbringung von Fahrzeugen in das Bun­
desgebiet sind. solche Zuwiderhandlungen auch 
strafbar, wenn sie auf dem Wege von einerösterrei­
chischen Grenzabfertigungsstelle, die auf ausländi­
schem Gebiet liegt, zur Staatsgrenze begangen wer­
den." 

76. Im § t'36 Abs.l lit. a entfällt das Zitat "des 
§92 Abs. 5 u~d Abs. 6 Z 9,". . . 

77. Im § 136 Abs. 1 hat die lit. c,zu lauten: 

. "c) des § 59 Abs. 1 bis 3 und des § 62 Abs.1, 6, 7 
und 8. mit den Bundesministern für Justiz und 
für Finanzen;". 

78. 1m § 136 Abs. 1 wirdder Punkt am Ende der 
lit.ldur.!;:h -einen Strichpunkt ersetzt und als ·neue 
lit: mangefügt: 

"m) des § 11 Abs .. 3 und des § 26 a Abs. 2 lit. c mit 
dem Bundesminister für Handel, Gewerbe 
und Industrie;" 

79. Im § 1~6 Abs. 1 wird am Ende angefügt: 

"n) des § 11 Abs. 5 mit den Bundesministern für 
Handel, Gewerbe und Industrie, für Gesund­
heit und Umweltschutz und für Land- und 
Forstwirtschaft. " 

80. Im § 136 Abs.2 wird nach dem Zitat ,,§ 57 
Abs. 6 zweiter Satz" im ersten Halbsatz und vor 
dem Zitat "des § 60 Abs. 1 bis 3" im zweiten Halb-, 
satz -jeweils eingefügt: "des§ 59 a Abs. 1 und 2," 
und an die Stelle des Zitates "des § 67 Abs. 7" tritt 
das Zitat "des § 67 Abs. 4 a letzter Satz Und 
Abs.7." . 

81. Im §J36 Abs. 3 wird nach dem Zitat,,§ 59 
Abs. 5" ein Beistrich gesetzt und eingefügt: "des 
§ 59 a Abs. 3 und 4". 

Artikel II 

Sattelzugfahrzeuge, deren Type oder die einzeln 
vor dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes 
genehmigt worden sind, sind von Art. I Z 8 (§ 24 
Abs. 2) ausgenommen. Sattelzugfahrzeuge ohne 
Fahrtschreiber dürfen nicht zum Ziehen eines zur 
Güterbeförderung . bestimmten Sattelanhängers 
oder eines Sattelomnibusanhängers verwendet wer-
den. . 

Artikel III 

(1) Dieses Bundesgesetz tritt, soweit im Abs.2 
nicht anderes bestimmt wird, mit dem Ablaufe des 
Tages der Kundmachung in Kraft. 

·(2) Art. I Z 43 (§ 65 Abs. 1 Z 1), Z 57 (§ 81 
Abs. 1), Z 58 (§ 82 Abs. 1 lit. a), Z59 (§ 82 Abs, 3), 
Z 61 (§ 84 Abs. 1), Z 62 (§ 84 Abs. 3) und Z 63 
(§ 86 Abs.3) tritt gleichzeitig mit dem Wiener 
Übereinkommen über den Straßenverkehr, BGBI. 
Nr. 289/1982, in Kraft. 

(3) Verordnungen auf Grund dieses Bundesge­
setzes können von dem seiner Kundmachung fol­
genden Tag an erlassen werden; sie treten frühe­
stens mit den betreffenden Bestimmungen in Kraft, 

Artikel IV 

Art. VI Abs.2 lit. n der 4. Kraftfahrgesetz­
Novelle in der Fassung des Art. 11 Abs. 2 der 
5. Kraftfahrgesetz-Novelle hat zu lauten: 

"n) mit 1. Jänner 1985 Art. I Z 30 (§ 6 Abs. 12 a) 
über die Bremsanlage von Anhängern." 

Artikel V 

(1) Die Vollziehungdes Art. I bestimmt sich 
nach § 136 KFG 1967. ' 

(2) Mit der Vollziehung der Art. 11 bis N ist de~ 
Bundesminister für Verkehr betraut. 
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